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Betrifft 

Windenergie Groß Schweinbarth GmbH, Vorhaben „Windpark Groß Schweinbarth“ 
 
Stellungnahme des ASV für Hydrogeologie: 

Befund: 

Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 19.Juli 2016, RU4-U-787/033-2016, 

wurde der Windenergie Groß Schweinbarth GmbH die Genehmigung des Vorhabens 

„Windpark Groß Schweinbarth“ bestehend aus drei Windkraftanlagen des Typs Vestas 

V150 (GSB-01, 02 und 03) erteilt. 

Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 06.März 2020, WST1-U-787/069-2020, 

wurde der Windenergie Groß Schweinbarth GmbH Änderungen zum Vorhaben 

„Windpark Groß Schweinbarth“ genehmigt. 

Mit Schreiben vom 21.Dezember 2022 wurde der NÖ Landesregierung das 

Fertigstellungsoperat für die drei bislang errichteten Windkraftanlagen vorgelegt und die 

nachträgliche Genehmigung geringfügiger Abweichungen (Sicherheitsvorkehrungen bei 

Eisansatz) gegenüber der UVP-Genehmigung sowie der Änderungsgenehmigung 

beantragt.  

Dieser Antrag wurde von mir bereits mit Stellungnahme vom 8.8.2023 beurteilt. 

 

Die Windenergie Groß Schweinbarth GmbH, vertreten durch Sattler & Schanda 

Rechtsanwälte, hat in weiterer Folge mit Schriftsatz vom 16.März 2023 einen Antrag auf 

Änderung des Bescheides gemäß § 18b UVP-G 2000 gestellt (Erweiterung um die 

WKAn GSB-04 und GSB-05) und hat mit Schreiben vom 08.August 2023 die 
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entsprechenden Projektunterlagen vorgelegt. 

Die Projektwerberin (Genehmigungsinhaberin) beabsichtigt nunmehr folgende 

Änderungen des genehmigten Vorhabens vorzunehmen: 

- Errichtung und Betrieb von zwei weiteren Windkraftanlagen des Typs Vestas 

V162 mit einem Rotordurchmesser von 162 m, einer installierten 

Generatorleistung von 6,2 MW und einer Nabenhöhe von 169 m. 

- Errichtung der windparkinternen Verkabelung und einer 30-kV-Schaltstation zum 

Anschluss der weiteren Anlagen an die bestehende Netzableitung des WP GSB. 

Die Einspeisung der erzeugten Elektrizität erfolgt auf der 30-kV-Ebene im 

Umspannwerk Gaweinstal. 

- Errichtung von Kranstell- und Montageflächen sowie einer geeigneten Zuwegung 

für Transport, Montage und Betrieb der Windkraftanlage. 

- Errichtung von Eiswarn-Tafeln und Leuchten inkl. Verkabelung 

 

Den Einreichunterlagen ist für die neu zu errichtenden Anlagen GSB 04 und GSB 05 

u.a. ein Baugrundgutachten vom 4.7. 2023 der GEOTEST GmbH zu entnehmen. 

Dabei wurden die lokalen Untergrund- und Grundwasserverhältnisse erkundet. 

Demnach wurden zur näheren Bestimmung der Untergrundverhältnisse bei den 

geplanten beiden Standorten jeweils drei Rammsondierungen in einem Abstand 

von ca. 12,0 m zum Fundamentmittelpunkt sowie je eine Kernbohrung (KB) am 

Fundamentmittelpunkt von der Geländeoberkante aus niedergebracht. 

In den niedergebrachten Kernbohrungen konnten im Dezember 2022 und im Mai 2023 

keine Wasserzutritte bzw. Wasserstände bis zu ca. 22,50 m unter GOK beobachtet 

werden. 

Im Projektgebiet bestehen keine repräsentativen Grundwasser-Messstellen und der 

Standort liegt auch in keinem ausgewiesenen Grundwasserkörper. 

Auf Basis der vorhandenen Daten wurde vom Projektanten davon ausgegangen 

werden, dass die Fundamentkörper bzw. die Pfähle nicht im Grundwasser bzw. im 

Grundwasserschwankungsbereich zu liegen kommen. 

Aufgrund des dichten Untergrundes kann jedoch das Auftreten von Staunässe und 

seichten temporären Grundwasserführungen in hydrologischen Extremperioden nicht 

zur Gänze ausgeschlossen werden. 

Aufgrund dessen ist eine verrohrte Sockeldränage DN200 mit einer Breite von 1,0 m 

und mit einer Rollierung 32/63 vorgesehen. Diese Drainagewässer werden über drei bis 
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vier Ausleitungsrohre (DN200, Vollrohr) seitlich, aus den Überschüttungskörpern 

hinaus, in einen Sickerkoffer geführt der mit einer Rollierung ausgestattet wird. 

 

Gutachten: 

Die vorliegenden Projektunterlagen lassen eine Beurteilung des Vorhabens zu und es 

sind da vorab keine Projektänderungen oder -ergänzungen aus fachlicher Sicht 

erforderlich. Das Vorhaben steht nicht in Widerspruch zu öffentlichen Interessen oder 

fremden Rechte.  

 

Aus fachlicher Sicht ist Folgendes festzustellen:  

• Die neuen Maststandorte liegen weder in einem Schutz- oder Schongebiet noch 

in einem wasserwirtschaftlich ausgewiesenen Grundwassergebiet. Den anzutreffenden 

Grundwässern kommt daher nur maximal lokale Bedeutung zu.  

• Das Auftreten von Staunässe und oberflächennahen Hanggrundwässern kann 

grundsätzlich nicht zur Gänze ausgeschlossen werden. 

• Im Zuge der tiefbaulichen Maßnahmen können daher auch 

Wasserhaltungsmaßnahmen nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Es ist im Zuge der 

Durchführung von Wasserhaltungsmaßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass es zu 

keiner Beeinträchtigung von fremden Rechten oder der ökologischen Funktionsfähigkeit 

von Gewässern kommt.  

• Im Zuge der Herstellung der Mastfundamente kann es im ungünstigsten Falle zu 

einer kurzzeitigen Beeinträchtigung der angesprochenen Grundwasserführungen im 

Hinblick auf eine bakteriologische Verunreinigung sowie zu einer Aufhärtung kommen. 

Eine dauernde qualitative Beeinträchtigung des Grundwassergeschehens ist nicht zu 

erwarten.  

• Die im Projekt angeführten Maßnahmen erscheinen grundsätzlich geeignet, eine 

Untergrund- und Grundwasserverunreinigung im Zuge von unsachgemäßer 

Handhabung, Gebrechen und Unfällen sowohl während der Errichtungsphase als auch 

während des Bestandes der Windkraftanlagen zu vermeiden. Die angeführten 

Maßnahmen sind daher umzusetzen. 

 

Zur Anfrage ob durch Abwasser und die Flächeninanspruchnahme des Vorhabens das 

Grundwasser beeinflusst wird bzw. wie die Grundwasserbeeinträchtigung bewertet wird, 

wird Folgendes ausgeführt: 
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• Durch Abwasser und durch die Flächeninanspruchnahme kommt es weder in 

qualitativer noch in quantitativer Hinsicht zu einer Veränderung der 

Grundwasserströmungsverhältnisse und auch zu keiner dauernden Beeinträchtigung 

der Grundwasserqualität. Es ist auch von keiner Verringerung der 

Grundwasserneubildungsrate im Bereich der Mastfundamente auszugehen. 

• Die zu erwartende Beeinträchtigung des Grundwassers kann für die Bauphase 

als geringfügiger Einfluss bezeichnet werden. Im Zuge der Bestandsphase ist für das 

Schutzgut Grundwasser mit keiner Beeinträchtigung zu rechnen. 

 

Aus fachlicher Sicht sind folgende Auflagen vorzuschreiben: 

 

 Im Zuge der Herstellung der Mastfundamente, ist der angetroffene Untergrund 

anzusprechen und zu dokumentieren. Dabei ist das Auftreten von Staunässe bzw. 

Schicht- und Grundwässer in der Baugrube aufzunehmen. 

 Erforderlich werdende Wasserhaltungsmaßnahmen sind im Hinblick auf 

Pumpmenge, Art der Förderung, Ableitung und Versickerung zu dokumentieren. Diese 

Dokumentation mit Auswertung ist im Abnahmeverfahren vorzulegen. 

 Sollte es im Zuge der Bauherstellung zu Untergrund- oder 

Grundwasserverunreinigungen kommen, ist über die durchgeführten Sofortmaßnahmen 

und die in weiterer Folge erfolgten Sanierungs- und Entsorgungsmaßnahmen ein 

Bericht zu erstellen und dieser ist im Zuge des Abnahmeverfahrens vorzulegen. 

 Sollten bei Leitungsverlegungen bzw. bei baulichen Maßnahmen, Drainagen 

oder Entwässerungsanlagen angetroffen, diese beeinträchtigt oder beschädigt werden, 

sind diese im Einvernehmen mit dem Grundstückseigentümer bzw. dem Berechtigten 

fachgerecht wiederherzustellen. Hierüber sind Dokumentationen zu erstellen, die im 

Abnahmeverfahren vorzulegen sind. 

 Sämtliche Bohrprofile und Untergrundaufschlüsse, die im Zuge der Projektierung 

und der Errichtung der Windenergieanlagen erstellt werden, sind dem Amt der 

Niederösterreichischen Landesregierung, Geologischer Dienst - Datenbank, 

unaufgefordert in Kopie mit Standortangabe und Beschreibung zu übermitteln. 

 Für das Abnahmeverfahren ist ein eigenes Operat mit Beilagen zu erstellen, in 

denen die in den geohydrologischen Auflagen geforderten Dokumentationen und 

Auswertungen enthalten sind.   



- 5 - 

 

Mit freundlichen Grüßen 

S t a i n d l 
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